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I�FORMATORISCHER VERMERK 
des Generalsekretariats 

für den Ausschuss der Ständigen Vertreter/Rat 

Betr.: Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über 

europäische Statistiken über den Schutz vor Kriminalität 

– Ergebnisse der ersten Lesung des Europäischen Parlaments 

(Straßburg, 10.-13. Dezember 2012) 

 

 

I. EI�LEITU�G 

 

Der Berichterstatter, Herr Mr. Timothy KIRKHOPE (ECR, UK), hat im Namen des Ausschusses 

für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres einen Bericht vorgelegt, der einen Entwurf einer 

legislativen Entschließung enthält, mit dem der Vorschlag der Kommission für eine Verordnung des 

Europäischen Parlaments und des Rates über europäische Statistiken über den Schutz vor 

Kriminalität abgelehnt und die Kommission aufgefordert wird, ihren Vorschlag zurückzuziehen und 

einen neuen zu unterbreiten. 
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II. ABSTIMMU�G 

 

Bei der Abstimmung im Plenum am 12. Dezember 2012 hat das Europäische Parlament für die 

Ablehnung des Wortlauts des Vorschlags der Kommission gestimmt. 

 

Gemäß Artikel 56 der Geschäftsordnung des Europäischen Parlaments
1
 wurde die Kommission 

daraufhin ersucht, ihren Vorschlag zurückzuziehen. Kommissionsmitglied Siim KALLAS 

antwortete im Namen der Kommission, dass sie ihre Optionen prüfen werde, auch ob sie einen 

überarbeiteten Vorschlag unterbreiten werde. 

 

Auf Vorschlag des Berichterstatters nahm das Parlament danach die in der Anlage wiedergegebene 

legislativen Entschließung an. 

 

____________________ 

                                                 

1
 Artikel 56: Ablehnung eines Vorschlags der Kommission 

1. Erhält ein Vorschlag der Kommission nicht die Mehrheit der abgegebenen Stimmen oder wurde ein vom 

zuständigen Ausschuss oder von mindestens 40 Mitgliedern eingereichter Antrag auf dessen Ablehnung 

angenommen, so ersucht der Präsident, ehe das Parlament über den Entwurf der legislativen Entschließung 

abstimmt, die Kommission, ihren Vorschlag zurückzuziehen. 

2. Zieht die Kommission ihren Vorschlag daraufhin zurück, so erklärt der Präsident das Verfahren für 

abgeschlossen und unterrichtet den Rat davon. 

3. Zieht die Kommission ihren Vorschlag nicht zurück, überweist das Parlament den Gegenstand an den 

zuständigen Ausschuss zurück, ohne über den Entwurf der legislativen Entschließung abzustimmen, es sei denn, 

das Parlament stimmt auf Vorschlag des Vorsitzes oder des Berichterstatters des zuständigen Ausschusses oder 

einer Fraktion oder von mindestens 40 Mitgliedern über den Entwurf der legislativen Entschließung ab. 

Im Falle einer Rücküberweisung entscheidet der zuständige Ausschuss über das anzuwendende Verfahren und 

erstattet dem Parlament innerhalb einer vom Parlament festzusetzenden Frist, die zwei Monate nicht überschreiten 

darf, erneut mündlich oder schriftlich Bericht. 

�ach einer Rücküberweisung an den Ausschuss gemäß Absatz 3 gibt der federführende Ausschuss, bevor er seine 
Entscheidung über das Verfahren trifft, einem assoziierten Ausschuss gemäß Artikel 50 die Möglichkeit, 
hinsichtlich der in dessen ausschließliche Zuständigkeit fallenden Änderungsanträge seine Wahl zu treffen, 
insbesondere was die Auswahl der Änderungsanträge angeht, die dem Parlament erneut vorzulegen sind. 
Die gemäß Absatz 3 Unterabsatz 2 festgesetzte Frist gilt für die schriftliche Vorlage oder den mündlichen Vortrag 
des Berichts des zuständigen Ausschusses. Sie betrifft nicht die Festlegung des geeigneten Zeitpunkts durch das 
Parlament für die weitere Prüfung des jeweiligen Verfahrens. 
4. Wenn der zuständige Ausschuss die Frist nicht einhalten kann, muss er die Rücküberweisung an den 

Ausschuss gemäß Artikel 175 Absatz 1 beantragen. Wenn nötig, kann das Parlament aufgrund von Artikel 175 

Absatz 5 eine neue Frist setzen. Wird dem Antrag des Ausschusses nicht stattgegeben, stimmt das Parlament über 

den Entwurf der legislativen Entschließung ab. 
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A�LAGE 
(12.12.2012) 

Legislative Entschließung des Europäischen Parlaments vom 12. Dezember 2012 zu dem 
Vorschlag für eine Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über europäische 
Statistiken über den Schutz vor Kriminalität (COM(2011)0335 – C7-0155/2011 – 
2011/0146(COD)) 

 

(Ordentliches Gesetzgebungsverfahren: erste Lesung) 

Das Europäische Parlament, 

– in Kenntnis des Vorschlags der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat 

(COM(2011)0335), 

– gestützt auf Artikel 294 Absatz 2 und Artikel 338 Absatz 1 des Vertrags über die Arbeitsweise 

der Europäischen Union, auf deren Grundlage ihm der Vorschlag der Kommission unterbreitet 

wurde (C7-0155/2011), 

– gestützt auf Artikel 294 Absatz 3 des Vertrags über die Arbeitsweise der Europäischen Union, 

– gestützt auf Artikel 55 seiner Geschäftsordnung, 

– in Kenntnis des Berichts des Ausschusses für bürgerliche Freiheiten, Justiz und Inneres (A7-

0365/2012), 

1. lehnt den Vorschlag der Kommission ab; 

2. fordert die Kommission auf, ihren Vorschlag zurückzuziehen und einen neuen Vorschlag 

vorzulegen; 

3. beauftragt seinen Präsidenten, den Standpunkt des Parlaments dem Rat und der Kommission 

sowie den nationalen Parlamenten zu übermitteln. 


